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eine auf Grund der Entscheidung der Schieds- 
stellen notwendig werdende Erhöhung der Plan­
bausumme zu Lasten seines Investitionsplanes ab­
zudecken.

(4) E i g e n l e i s t u n g e n
Bei Eigenleistungen aller Art über 5000 DM durch 

den Investitionsträger sind der Deutschen Investitions­
bank die Aufträge des Investitionsverantwortlichen mit 
den vom Produktionsleiter bestätigten Planpreisen der 
produzierenden Abteilung vorzulegen. Die Preisbildung 
hat unter Berücksichtigung der Richtlinie vom 
20. Oktober 1953 für die Bewertung von Investitionen 
und Generalreparaturen, die durch eigene Leistungen 
des Investitionsträgers durchgeführt werden (ZB1. S. 504) 
zu erfolgen. Sofern diese Unterlagen vom Investitions­
träger nicht zu Beginn des Vorhabens vorgelegt wer­
den können, legt die Deutsche Investitionsbank fest, bis 
zu welchem Zeitpunkt ihr die Preisbildung der pro­
duzierenden Abteilung nachgewiesen werden muß.

IV. Änderungen des Planes
§ 16

Entscheidung durch den Investitionsträger
(1) Der Investitionsträger ist berechtigt, außer der 

Regelung für Kleininvestitionen (§ 7 Abs. 5) weitere 
Änderungen folgender Art durchzuführen:

a) bei U n t e r l i m i t v o r h a b e n :
aa) Änderungen der Kostenstruktur bis zu 1Ѳ Vo 

der Jahresplansumme, 
bb) Änderungen innerhalb der Positionen der 

Kostenstruktur.
Voraussetzung dafür ist, daß das im betrieblichen 
Investitionsplan festgelegte Planziel dadurch nicht 
beeinträchtigt wird .und daß keine neuen Objekte 
ohne Genehmigung des Planträgers begonnen 
werden.

b) b e i ü b e r l i m i t v o r h a f b e n :
ohne Änderung der Kostenstruktur Veränderungen 
zwischen den einzelnen Positionen seines betrieb­
lichen Investitionsplanes. Die Kostenstruktur kann 
in Ausnahmefällen bis zu 1 °/t der Jahresplan­
summe verändert werden.
Durch die Änderungen des Investitionsplanes dür­
fen keine Kapazitätsverminderungen und keine 
Terminverschiebungen der Inbetriebnahme der 
Kapazitäten eintreten und keine neuen Objekte 
begonnen werden.

(2) Die bei Strukturänderungen geänderte Kosten­
struktur ist vom Investitionsträger dem Planträger und 
der finanzierenden Stelle der Deutschen Investitions­
bank innerhalb von sieben Tagen vorzulegen. Die 
Deutsche Investitionsbank ist berechtigt, Mittelsperre zu 
verfügen, wenn nach ihrem Kontrollergebnis eine Not­
wendigkeit für die Änderung der Kostenstruktur nicht 
vorlag. Der Planträger ist hiervon in Kenntnis zu 
setzen.

(3) Sofern zwischen dem Planträger und der Deutschen 
Investitionsbank über Planänderungen des Investitions­
trägers keine Übereinstimmung erzielt wird, trifft die 
Staatliche Plankommission die Entscheidung. §

§ 17
Entscheidung durch den Planträger
(1) Die zuständigen Minister, Vorsitzenden der Räte 

der Bezirke oder Leiter von Institutionen sind be­

rechtigt, ohne Erhöhung ihrer Gesamtplansumme Ände­
rungen jeder Art (Kapazität, Plansumme, Kostenstruk­
tur) für die einzelnen Vorhaben (Überlimit und Unter­
limit) selbständig zu entscheiden. Dadurch dürfen jedoch 
die im Volkswirtschaftsplan festgelegten Ziele der Lei­
stungspläne nicht herabgesetzt werden. Die Deutsche 
Investitionsbank hat das Recht, Einspruch gegen Plan­
änderungen zu erheben. Dieser Einspruch ist begründet 
der Staatlichen Plankommission mitzuteilen.

(2) Bei Planänderungen, welche eine Kapazitäts­
minderung bzw. Terminverschiebung bei entscheidenden 
Kapazitäten nach sich ziehen, ist die Entscheidung des 
Präsidiums des Ministerrates herbeizuführen. Die ent­
scheidenden Kapazitäten sind aus der Anlage C dieser 
Anordnung ersichtlich. \

(3) Die vom Planträger zu entscheidenden Planände­
rungen von Überlimitvorhaben dürfen nur auf Grund 
eines Beschlusses des Kollegiums des Ministeriums bzw. 
des Rates des Bezirkes angewiesen werden. Der Deut­
schen Investitionsbank sowie der Staatlichen Plankom­
mission ist der entsprechende Beschluß auf Anforde­
rung mitzuteilen.

§ 18
Entscheidung durch den Ministerrat

(1) Planänderungen, die eine Verminderung oder Ter­
minverschiebung bei entscheidenden Kapazitäten nach 
sich ziehen, müssen durch das Präsidium des Minister­
rates entschieden werden. Mit der Antragstellung ist 
der Staatlichen Plankommission eine Ausfertigung des 
Beschlußentwurfes mit Begründung zu übermitteln.

(2) Zusatzanträge zu Lasten der Reserve des Investi­
tionsplanes entscheidet das Präsidium des Ministerrales. 
Sie dürfen nur eingereicht werden für zusätzlich er­
teilte Aufgaben, deren Realisierung nicht im Rahmen 
des bewilligten Planvolumens möglich ist, wenn

a) die erforderlichen Planunterlagen vollständig ge­
prüft und bestätigt vorliegen,

b) das Staatliche Komitee für Materialversorgung 
oder dessen Dienststellen die Realisierbarkeit des 
Vorhabens geprüft und bestätigt haben,

c) die Realisierung der zur Verfügung gestellten 
Investitionsmittel des Planträgers dem durch­
schnittlichen Erfüllungsstand des Investitionsplanes 
entspricht.

(3) Die Vorsitzenden der Räte der Bezirke reichen 
entsprechende Anträge bei der Staatlichen Plankommis­
sion zwecks Vorlage im Präsidium des Ministerrates ein,

§ 19
Aufgaben der Staatlichen Plankommission

(1) Die Staatliche Plankommission ist verpflichtet, alle 
von den Planträgern selbständig durchgeführten Ände­
rungen, die die Zielsetzung des Volkswirtschaftsplanes 
(Kapazitätsminderungen, Terminverschiebungen, Ände­
rungen der Leistungspläne usw.) beeinträchtigen, dem 
Präsidium des Ministerrates zur Entscheidung vor­
zulegen.

(2) Die Staatliche Plankommission ist berechtigt, die 
Durchführung dieser Planänderungsanweisungen der 
Planträger bis zur endgültigen Entscheidung durch das 
Präsidium des Ministerrates außer Kraft zu setzen.


